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Das humanitäre Aufenthaltsrecht nach § 25 Abs. 4 bis 5 AufenthG 

Vorstellung des Gesetzgebers und praktische Umsetzung durch die Verwaltung

Ziele des Gesetzgebungsverfahrens

Ausgangspunkt der Betrachtung, ob die Regelungen über das humanitäre Aufenthaltsrecht einer Änderung unterzogen werden sollten, muss die Regelungsabsicht des Gesetzgebers sein, wie sie insbesondere in den Motiven zu § 25 Abs. 5 zum Ausdruck gebracht wurden.

Drei wichtige Ziele können der Drucksache (BT-Drs. 15/420 [80] zu 25 Abs. 5) entnommen werden:

1. „Durch die Anwendung der Regelung soll sichergestellt werden, dass die Praxis der Kettenduldung beendet wird.“

2.  „Bei der Frage, ob eine Ausreisemöglichkeit besteht, ist auch die subjektive Möglichkeit – und damit implizit auch die Zumutbarkeit – der Ausreise zu prüfen.“ 

3. „Ein positiver Ermessensgebrauch wird jedenfalls für Minderjährige und für seit längerem in Deutschland sich aufhaltende Ausländer geboten sein“.

Hintergründe für das Ausbleiben der Legalisierung geduldeter Ausländer

Betrachtet man die Verwaltungspraxis, so ist die Feststellung berechtigt, dass die Praxis der Kettenduldung unverändert fortbesteht. Die Legalisierungsmöglichkeiten für Ausländer ohne Aufenthaltstitel werden in der behördlichen Praxis überwiegende nicht oder nur sehr zurückhaltend angewendet. Hintergrund dieser Erscheinung sind die Vorläufigen Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern zum AufenthG sowie Ländererlasse zu § 25 AufenthG.

Will man das Problem der Kettenduldung lösen, so müssen die Vorschriften in Blick genommen werden, mit denen eine Legalisierung des Aufenthalts des betroffenen Personenkreises erreicht werden kann. Grundsätzlich sind zwei Ansatzpunkte im AufenthG erkennbar: § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG und § 25 Abs. 5 AufenthG.

An beiden Weichenstellungen setzen die Vorläufigen Anwendungshinweise bzw. die Erlassregelungen der Länder an: So wird einer Legalisierung des Aufenthalts über § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG mit folgender Feststellung in Ziffer 25.4.1.1 der Vorläufigen Anwendungshinweise entgegengewirkt: 

„In Fällen, in denen der Ausländer vollziehbar ausreisepflichtig ist, kommt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nur in Härtefällen nach § 23a oder nach § 25 Abs. 5 in Betracht. Dies ergibt sich darauf, dass § 25 Abs. 5 und § 23a Spezialbestimmungen sind, die ausdrücklich von vollziehbar Ausreisepflichtigen sprechen.“

Diese Einschränkung soll durch Einführung des § 25 Abs. 4a AufenthG weiter gestärkt werden. Die Vorschrift, die der Umsetzung der Richtlinie 2004/81/EG dient, schafft eine explizite Rechtsgrundlage für die Erteilung von Aufenthaltserlaubnissen an Opfer von Menschenhandel, die mit den Strafverfolgungsbehörden kooperieren. Dabei soll die Vorschrift nur deshalb in einem eigenen Absatz verankert werden, weil sie auch auf vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer Anwendung findet, die nach Ansicht des Bundesministeriums des Innern gerade nicht von § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG erfasst werden, wie folgender Auszug aus der Begründung des Entwurfs des Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien vom 3.1.2006 zeigt:

„Zwar sieht § 25 Abs. 4 bereits die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis vor, wenn erhebliche öffentliche Interessen die vorübergehende weitere Anwesenheit eines Ausländers erfordern. Der Anwendungsbereich erfasst auch Ausländer, die als Zeuge in einem Gerichts- oder Verwaltungsverfahren benötigt werden oder die mit deutschen Behörden bei der Ermittlung von Straftaten vorübergehend zusammenarbeiten. Die Regelung des § 25 Abs. 4 setzt aber einen rechtmäßigen Aufenthalt im Bundesgebiet voraus, während die Richtlinie 2004/81/EG auch auf Opfer von Menschenhandel anzuwenden ist, die illegal eingereist sind.“

Der Erlangung eines Aufenthaltsrechts nach § 25 Abs. 5 AufenthG wiederum stehen in der Verwaltungspraxis – mit Ausnahme von Rheinland-Pfalz – Ländererlasse entgegen. Die Vorläufigen Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern sehen unter Ziffer 25.5.1.2 noch folgende Regelung vor:

„Ein Ausreisehindernis liegt nicht vor, wenn zwar eine Abschiebung nicht möglich ist, z.B. weil eine Begleitung durch Sicherheitsbeamte nicht durchführbar ist, eine freiwillige Ausreise jedoch möglich und zumutbar ist.“

Wird mit diesem Zumutbarkeitskriterium dem oben aufgeführten gesetzgeberischen Willen Rechnung getragen, so hat sich – soweit erkennbar mit Ausnahme von Rheinland-Pfalz – die für die Ausländerbehörden maßgebliche Erlasslage der Länder nachteilig verändert. So wird etwa in dem Erlass des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport vom 07.02.2005 zur Anwendung des § 25 Abs. 5 AufenthG (Az.: II 4 23 d) unter Ziffer 1. klargestellt:

„Die Frage der Verhältnismäßigkeit der Aufenthaltsbeendigung bzw. der Unzumutbarkeit der Ausreise, wie dies teilweise dargestellt wird, ist daher keine Frage der tatbestandsmäßigen Voraussetzungen des § 25 Abs. 5 AufenthG, weil der Begriff der Unmöglichkeit in Absatz 5 als objektives Tatbestandsmerkmal ohne subjektives Element zu verstehen ist. Insoweit kommt es, anders als in Nr. 25.5.1.2 der vorläufigen Anwendungshinweise des BMI enthalten, nur auf die Möglichkeit der freiwilligen Ausreise, nicht aber darauf an, ob diese – subjektiv – zumutbar ist.“

Die Folge dieser Erlasslage wird in der Praxis deutlich: der Umstieg in ein Aufenthaltsrecht wird dem Großteil der geduldeten Ausländer unmöglich gemacht. Das Phänomen der Kettenduldung wird fortgeführt.

Ermessensausübung bei hier aufgewachsenen Kindern

Hinsichtlich der Möglichkeit, zugunsten von Kindern, die im Bundesgebiet aufgewachsen und sich in die hiesigen Lebensverhältnisse integriert haben, die Ermessenspielräume auszunutzen, um deren Aufenthalt zu legalisieren, ist (außer in Rheinland-Pfalz) keine entsprechende Verwaltungspraxis erkennbar geworden. Grundsätzlich wird die Legalisierung des Aufenthalts von hier aufgewachsenen Kindern mit folgenden Begründungen abgelehnt:

· Die Kinder sind noch keine 16 Jahre alt und haben daher die Möglichkeit, sich in die Lebensverhältnisse des Heimatlandes zu integrieren.

· Für Kinder in diesem Alter wird die rechtliche Unmöglichkeit der Abschiebung nicht allein aus ihrem langjährigen Aufenthalt in Deutschland und ihrer Integration in die hiesigen Verhältnisse abgeleitet. 

· Ihr rechtliches und tatsächliches Schicksal ist rechtlich weitgehend an das ihrer Eltern und deren Entscheidungen angebunden: Ihre Eltern sind für die minderjährigen Kinder sorgeberechtigt und haben auch das Aufenthaltsbestimmungsrecht inne. Kinder im Alter unter 16 Jahren sind gemäß § 80 Abs. 1 AufenthG auch ausländerrechtlich noch nicht handlungsfähig, und ihnen kann noch kein eigenständiges Aufenthaltsrecht gemäß § 35 AufenthG gewährt werden. 

· Kinder, die als Minderjährige im Kleinkindalter von 3 bis 6 Jahren eingereist sind, und sich seit mehr als 12 Jahren im Bundesgebiet aufhalten, können in ihre Heimatländer zurückkehren, weil sie vor ihrer Ausreise durch die Lebensverhältnisse in ihrem Heimatland geprägt wurden und ihnen daher eine Reintegration bei einer Rückkehr möglich und zumutbar ist.

· Kinder, die im Bundesgebiet geboren sind und sich hier seit mehr als 16 Jahren aufhalten, können in das Heimatland zurückkehren, weil die Eltern ihnen bei der Reintegration in die Lebensverhältnisse des Heimatlandes behilflich sein werden.

Betrachtet man diese Fallgruppen, dann bleibt nur eine Fallgruppe übrig, bei der eine Legalisierung möglich erscheint: Kinder, die im Bundesgebiet geboren sind, sich hier mehr als 16 Jahre aufhalten und keine Eltern oder Verwandte haben, die ihnen bei der Reintegration in die Lebensverhältnisse behilflich sein können. Sollte der Rahmen des § 25 Abs. 5 AufenthG wirklich so eng gezogen werden? 

Bewertung
Zu § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG

Stellt sich nach den obigen Ausführungen die Erlasslage als behördliche Schranke für die Umsetzung des gesetzgeberischen Willens dar, so ist weiterhin zu untersuchen, ob diese rechtlich zwingend ist und deshalb gesetzlicher Änderungs- oder Klarstellungsbedarf besteht.

Hinsichtlich der Problematik, ob sich auch Ausländer, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, sich auf § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG berufen können, zeichnet sich ab, dass die herrschende Meinung in Rechtsprechung und Literatur diese Personengruppe entgegen der Auffassung, die sich in den vorläufigen Anwendungshinweisen des BMI wiederfindet, dem Anwendungsbereich der Norm unterstellen will (vgl. Funke-Kaiser, GK-AufenthG, § 60 a Rdnr. 1; Heinhold, Die Aufenthaltserlaubnis nach § 25 AufenthG , Asylmagazin 11/2004, S. 7, 12; Fleuß, Neuerungen im Ausländerrecht nach dem Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes, 1. Teil, BDVR-RdSchr. 01 und 02/2005, S. 16, 28 f.; Nds. OVG, B. v. 27.06.2005 – 11 ME 96/05 -, AuAS 2002, 242, 243; tendenziell auch das Urteil des VGH Bad.-Württ. vom 6. 4.2005 - 11 S 2779/04 -, juris). 

Diese Auslegung der herrschenden Meinung ist m.E. aus folgenden Gründen zutreffend: 

§ 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG soll nach der Gesetzesbegründung die Möglichkeit zur Gewährung einer Aufenthaltserlaubnis für die Personen eröffnen, deren Abschiebung bislang nach § 55 Abs. 3 AuslG im Wege der Ermessensduldung ausgesetzt werden konnte (BT-Drs. 15/420, S. 79). Nach der ursprünglichen Entwurfsfassung sollte die Duldung überhaupt abgeschafft und für einen Teil der Betroffenen die umstrittene Praxis der „Kettenduldung“ beendet werden (vgl. BT-Drs. 15/420, S. 62, 64 u. 80). Im Laufe der parlamentarischen Beratungen ist aufgrund einer Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses § 60a AufenthG in den Gesetzentwurf eingefügt worden, ohne der Duldung eine damit über das bisherige Ausländerrecht hinausgehende Bedeutung beizumessen (vgl. OVG NRW, Beschluss vom 06.11.2005 - 18 B 2801/04 -, juris). Mit der Beibehaltung der Duldung in bestimmten Fällen sollte der generellen Tendenz des Regierungsentwurfs zu einer großzügigeren Gewährung von Aufenthaltsrechten an Ausreisepflichtige bis zu einem gewissen Grade entgegengewirkt werden (vgl. Bericht des Innenausschusses, BT-Drs. 15/955, S. 26). Gleichwohl wurde aus dem bisherigen Recht die Regelung des § 55 Abs. 3 AuslG nicht übernommen. An die Stelle der Ermessensduldung ist vielmehr unter teilweise erleichterten Bedingungen die Möglichkeit der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG getreten (vgl. Funke-Kaiser, GK-AufenthG, § 60 a Rdnr. 1-3).

Dass § 25 Abs. 4 Satz 1 AufenthG die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für einen vorübergehenden Aufenthalt an Ausländer, die sich nicht rechtmäßig in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten, ermöglicht, wird auch vom Niedersächsischen Ministerium für Inneres und Sport für Zutreffend erachtet. 

Dieses hat, wie das Nds. OVG in seinem Beschluss vom 27. Juni 2005 ausgeführt hat, zu dieser Frage in einer Stellungnahme vom 8. Januar 2005 (45.2-12230/1-8) unter Nr. 25.4.1 Folgendes ausgeführt:

„Die Auffassung, dass eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4 Satz 1 nur einem Ausländer erteilt werden darf, der noch nicht vollziehbar ausreisepflichtig ist, wird nicht geteilt. Abgesehen davon, dass die Anwendbarkeit dieser Regelung dann - ähnlich wie bislang § 30 Abs. 2 AuslG - gegen Null tendieren würde, vermag auch die Begründung nicht zu überzeugen, dies ergebe sich daraus, dass in § 25 Abs. 5 und § 23a ausdrücklich Regelungen für vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer getroffen worden seien. Ich halte einen derartigen Umkehrschluss nicht für gerechtfertigt. Die Regelung des § 25 Abs. 4 Satz 1 gilt nach meiner Auffassung vielmehr auch für vollziehbar ausreisepflichtige Ausländer, weil sie keine dahingehende Einschränkung enthält und auch in Absatz 5 keine dem § 25 Abs. 4 AuslG entsprechende Einschränkung („nur“) aufgenommen worden ist, obwohl dies noch im Vermittlungsverfahren beantragt worden war. Auch beziehen sich sowohl § 25 Abs. 5 als auch § 23a, die beide das Aufenthaltsrecht vollziehbar ausreisepflichtiger Ausländer regeln, nicht wie § 25 Abs. 4 Satz 1 auf einen lediglich vorübergehenden Aufenthalt.“

Diese Argumentation, die in Nr. 25.4.1.0 der Vorläufigen Niedersächsischen Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz vom 31. März 2005 bekräftigt worden ist, ist konsequent am Wortlaut orientiert. 

Damit lässt sich festhalten, dass keine Notwendigkeit für eine Gesetzesänderung besteht, um den gesetzgeberischen Willen umzusetzen. Dieser spiegelt sich im Wortlaut eindeutig wider. Im Zuge der RL-Umsetzung ist darauf zu achten, dass sich keine einschränkenden Rückwirkungen auf § 25 Abs. 4 S. 1 AufenthG ergeben. § 25 Abs. 4a AufenthG (neu) im GE vom 3.1.06 sollte daher in § 25 Abs. 4 AufenthG integriert werden. 

Zu § 25 Abs. 5 AufenthG

Ob die Unzumutbarkeit der Ausreise zur rechtlichen Unmöglichkeit i. S. d. § 25 Abs. 5 Satz 1 AufenthG führen kann, wird unterschiedlich beurteilt. Gerade in jüngster Zeit hat das Nds. OVG mit Beschluss vom 25.10.2005 die Auffassung vertreten, dass die Zumutbarkeit der Ausreise im Rahmen des § 25 Abs. 5 AufenthG nicht zu prüfen sei:

„Vorausgesetzt wird in § 25 Abs. 5 Satz 1 AufenthG nach dem Wortlaut die Unmöglichkeit, nicht die Unzumutbarkeit der Ausreise. Wenn bei der Gesetzesanwendung zusätzlich die Zumutbarkeit der Ausreise zu prüfen ist, hat der Gesetzgeber dies ausdrücklich angeordnet, wie in § 25 Abs. 3 Satz 2 AufenthG.“

Insoweit wird gerade unter Hinweis auf den Gesetzeswortlaut des § 25 Abs. 5 Satz 1 AufenthG teilweise die Auffassung vertreten, es komme auf die Zumutbarkeit einer Ausreise nicht an. 

(vgl. VG Lüneburg, Beschluss vom 23.9.2005 - 3 B 70/05 -, juris; Renner, AuslR, 8. Aufl., Rdnr. 34 zu § 25 AufenthG; Jakober/Welte, Aktuelles Ausländerrecht, Rdnr. 22 und 23a zu § 25)

Andererseits ist jedoch nach der Gesetzesbegründung zu § 25 Abs. 5 AufenthG (BT-Drs. 15/420, S. 80) bei der Frage, ob eine Ausreisemöglichkeit besteht, auch die subjektive Möglichkeit – und damit implizit auch die Zumutbarkeit – der Ausreise zu prüfen. Hierfür spricht auch, dass kein Wille des Gesetzgebers erkennbar ist, die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis im Vergleich zur früheren Regelung in § 30 Abs. 3 und 4 AuslG insoweit zu verschärfen. 

(vgl. VGH Bad.-Württ., Urteil vom 6.4.2005 - 11 S 2779/04 -, VBlBW 2005, 356; Hessischer VGH, Beschluss vom 1.6.2005 ‑ 3 TG 1273/05 -, Asylmagazin 9/2005, 33; VG Koblenz, Urteil vom 10.10.2005 - 3 K 147/05.KO -, InfAuslR 2006, 25; VG Karlsruhe, Urteil vom 7.9.2005 - 4 K 1390/03 -; Göbel-Zimmermann, ZAR 2005, 275, 278; Benassi, InfAuslR 2005, 357, 362)

In Anbetracht dieses Meinungsstreits, sollte der Gesetzgeber die Gelegenheit nutzen, die in den Gesetzesmaterialien zum Ausdruck kommende Wertung in der gesetzlichen Bestimmung des § 25 Abs. 5 AufenthG klar und unmissverständlich durch Aufnahme der Wörter „oder unzumutbar“ zum Ausdruck bringen. Wird der Anwendungsbereich des § 25 Abs. 5 AufenthG nicht mit Zumutbarkeitskriterien, die ohnehin restriktiv zu interpretieren sind, angereichert, so besteht kaum Hoffnung, Kettenduldungen in einem nennenswerten Umfang zu reduzieren.

insbesondere: Legalisierung von im Bundesgebiet geborenen oder aufgewachsenen Kindern 

Die Möglichkeit, den Aufenthalt von im Bundesgebiet geborenen oder aufgewachsenen Kindern zu legalisieren, bietet § 25 Abs. 5 AufenthG i. V. m. Art. 8 EMRK. Der Schutzbereich des Art. 8 Abs. 1 EMRK ist bei Kindern, die sich lange im Bundesgebiet aufhalten und in die hiesigen Lebensverhältnisse integriert haben, grundsätzlich eröffnet. Allerdings folgt aus Art. 8 EMRK grundsätzlich kein Recht eines Ausländers, in ein bestimmtes Land einzureisen und sich dort aufzuhalten (vgl. EGMR, Urteil vom 16.06.2005 – 60654/00 – "Sisojewa", InfAuslR 2005, 349, sowie Entscheidungen vom 17.10.2004 – 33743/03 – "Dragan", NVwZ 2005, 1043 [1045], und vom 16.06.2004 – 11103/03 – "Ghiban", NVwZ 2005, 1046; vgl. ferner BVerwG, Urteil vom 03.06.1997 – 1 C 18.96 –, NVwZ 1989, 189 m.w.N.). Vielmehr bedarf es näherer Anhaltspunkte dafür, dass ein Ausländer nach Maßgabe des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes nicht auf das Land seiner Staatsangehörigkeit verwiesen werden kann. Dies kommt etwa dann in Betracht, wenn ein Ausländer in einem anderen Staat aufgrund seiner gesamten Entwicklung faktisch zu einem Inländer geworden ist und ihm wegen der Besonderheiten des Falles ein Leben im Staat seiner Staatsangehörigkeit, zu dem er keinen Bezug hat, nicht zugemutet werden kann (vgl. BVerwG, Urteil vom 29.09.1998 – 1 C 8.96 –, NVwZ 1999, 303 [305]). 

Maßgeblich ist deshalb zum einen, inwieweit der Ausländer unter Berücksichtigung seines Lebensalters und seiner persönlichen Befähigung in die hiesigen Lebensverhältnisse integriert ist. Gesichtspunkte sind insoweit insbesondere die Dauer und der Grund seines Aufenthalts in Deutschland sowie dessen rechtlicher Status, der Stand seiner Kenntnisse der deutschen Sprache in Wort und Schrift, seine berufliche Tätigkeit und seine wirtschaftliche Integration bzw. bei einem Kind, Jugendlichen oder jungen Erwachsenen seine Integration in eine Schul-, Hochschul- oder Berufsausbildung, seine Wohnverhältnisse, seine sozialen Kontakte sowie die Beachtung gesetzlicher Pflichten und Verbote. Zum anderen ist maßgeblich, welche Schwierigkeiten für den Ausländer – wiederum unter Berücksichtigung seines Lebensalters und seiner persönlichen Befähigung – mit einer (Re-)Integration in das Land seiner Herkunft bzw. Staatsangehörigkeit verbunden sind. Gesichtspunkte sind diesbezüglich vor allem, inwieweit Kenntnisse der dort gesprochenen und geschriebenen Sprache bestehen bzw. erworben werden können, inwieweit der Ausländer mit den dortigen Verhältnissen vertraut ist und inwieweit er dort bei der (Wieder-)Eingliederung auf Hilfestellung durch Verwandte und sonstige Dritte rechnen kann, soweit diese erforderlich sein sollte (vgl. insgesamt OVH Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 24.02.2006 – 7 B 10020/06.OVG –, VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 02.11. 2005 – 1 S 3023/04 –, InfAuslR 2006, 70 [71], VG Stuttgart, Urteil vom 22.11.2005 – 12 K 2469.04 –, InfAuslR 2006, 72 [74], VG Karlsruhe, Urteil vom 19.12.2005 – 6 K 5.04 –, juris.de sowie VG Darmstadt, Beschluss vom 21.12.2005 – 8 G 2120/05(2) –, Asylmagazin 2006, 39 f., alle m.w.N.).

Auch wenn die Möglichkeit der Legalisierung des Aufenthalts von im Bundesgebiet geborener oder aufgewachsener Kinder möglich ist, so gibt es, soweit ersichtlich, bislang keine Entscheidung, in der eine Aufenthaltserlaubnis durch ein Gericht auf der Basis des § 25 Abs. 5 AufenthG i. V. m. Art. 8 Abs.1 EMRK rechtskräftig zugesprochen wurde. Alle Entscheidungen der 1. Instanz, die entsprechende Verpflichtungen aussprachen (bislang veröffentlicht VG Stuttgart und VG Darmstadt) sind aufgehoben worden oder die Berufung wurde zugelassen. In Eilverfahren hat bislang als einziges Obergericht das OVG Rheinland-Pfalz die Möglichkeit einer Verletzung des Privatlebens zum Anlass genommen, eine Abschiebung im Wege einer einstweiligen Anordnung zu stoppen.

Insgesamt zeichnet sich eine äußerst zurückhaltende Rechtsprechung zu Art. 8 Abs. 1 EMRK ab, wobei zudem die Grundfrage, ob der Schutz des Privatlebens nur bei einem langjährigen „rechtmäßigen Aufenthalt“ eingreift, noch nicht abschließend geklärt ist. Die Hoffnung, den Aufenthalt von Kindern über § 25 Abs. 5 AufenthG lösen zu können, ist daher nicht realistisch. Das Problem kann nur über eine ausdrückliche gesetzliche Regelung resp. Bleiberechtsregelung gelöst werden.

Ausschluss der Anwendbarkeit des § 25 Abs. 4 und 5 AufenthG durch den besonderen Versagungsgrund des § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG bei als offensichtlich unbegründet abgelehnten Asylanträgen.

Inhalt der Regelung.

Mit § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG hat der Gesetzgeber erstmalig einen besonderen Versagungsgrund eingeführt, der ähnlich wie die Sperrwirkung bei Ausweisung und Abschiebung gemäß § 11 Abs. 1 AufenthG der Erteilung eines Aufenthaltstitels vor der Ausreise zwingend entgegensteht. Danach kann einem ehemaligen Asylbewerber, dessen Asylantrag als offensichtlich unbegründet nach § 30 Abs. 3 AsylVfG abgelehnt worden war, vor der Ausreise kein Aufenthaltstitel erteilt werden. Anders als bei der Sperrwirkung des § 11 Abs. 1 AufenthG, von der unter den Voraussetzungen des § 25 Abs. 5 AufenthG abgesehen werden kann, gibt es für den besonderen Versagungsgrund des § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG aufenthaltsrechtlich nicht nur eine punktuelle Durchbrechung, sondern die Regelung findet im Falle eines Anspruchs auf Erteilung eines Aufenthaltstitels keine Anwendung. 

Systematik der Offensichtlichkeitsentscheidung nach § 30 AsylVfG.

§ 30 Abs. 3 AsylVfG beruht auf der durch Art. 16a Abs. 4 GG eröffneten Möglichkeit, dass der Gesetzgeber Fallgruppen festlegen kann, in denen unbegründete Asylanträge als offensichtlich unbegründet mit der Folge eines verkürzten und beschleunigten gerichtlichen Verfahrens abgelehnt werden können. Die Verfassung lässt es ausdrücklich zu, dass der Gesetzgeber die Voraussetzungen einer eindeutigen Aussichtslosigkeit des Asylantrags abstrakt und typisierend umschreibt, wobei die zu treffende materiellrechtliche Regelung der Bedeutung des Asylrechts und des aus ihm abgeleiteten vorläufigen Bleiberechts gerecht werden muss. Die verfassungsrechtliche Ermächtigung in Art. 16a Abs. 4 GG gestattet es, solche Fallgestaltungen wie offensichtlich unbegründete Fälle zu behandeln, in denen den Individualinteressen des Asylsuchenden Belange gegenüberstehen, die es in gleichem Maße wie in den ausdrücklich normierten Fallgruppen rechtfertigen, das vorläufige Bleiberecht schon vor einer bestandskräftigen Entscheidung über den Asylantrag zu beenden (BVerfG, U. v. 14. 5. 1996 – 2 BvR 1516/93 [Senat] –, BVerfGE 94, 166 [190 f.] = EZAR 632 Nr. 25). Beruhend auf dieser Ermächtigung enthält § 30 Abs. 3 AsylVfG Fallgruppen, in denen unbegründete Asylanträge als offensichtlich unbegründet heraufgestuft werden. 
Die einleitende Formulierung des § 30 Abs. 3 AsylVfG – „ein unbegründeter Asylantrag ist als offensichtlich unbegründet abzulehnen, wenn . . .“ – bringt zum Ausdruck, dass eine qualifizierte Asylablehnung nur erfolgt, wenn der Antrag sich in der Sache als unbegründet erwiesen hat. Die enumerativ aufgeführten Fallgruppen setzen tatbestandsmäßig voraus, dass der Asylantrag im Ergebnis nur als „schlicht“ unbegründet abgelehnt worden ist (Marx, Ausländer- und Asylrecht, 2. Aufl., § 8, Rdnr. 120; Dienelt, in: GK-AsylVfG, § 30, Rdnr. 48; HessVGH, U. v. 13. 11. 1995 – 12 UE 2014/95 – [22]). Erweist sich der Asylantrag bereits in der Sache als offensichtlich unbegründet, ist er, unbeschadet des Vorliegens der Tatbestandsvoraussetzungen des Absatzes 3, schon nach § 30 Abs. 1 oder 2 AsylVfG abzulehnen. Insoweit ist § 30 Abs. 3 AsylVfG gegenüber den Regelungen des § 30 Abs. 1 und 2 AsylVfG subsidiär. Dies hat für die ausländerbehördliche Praxis unmittelbar zur Folge, dass Bescheide, in denen das Offensichtlichkeitsurteil sowohl auf dem Absatz 1 als auch auf Absatz 3 des § 30 AsylVfG beruht, nicht in der Lage sind, die Sperrwirkung des § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG auszulösen. Tragend für das Offensichtlichkeitsurteil ist wegen der Subsidiarität des Absatzes 3 die Regelung des § 30 Abs. 1 oder 2 AsylVfG.

Die Subsidiarität führt aber nicht dazu, dass es dem Bundesamt verwehrt wäre, in Fällen, in denen ein Asylantrag in materieller Hinsicht nach § 30 Abs. 1 oder 2 AsylVfG als offensichtlich unbegründet abgelehnt werden könnte, auf die formellen Qualifizierungsvoraussetzungen des Absatzes 3 zurückzugreifen. Das Einräumen eines Wahlrechts findet seine Rechtfertigung in der Beschleunigungsintention des Gesetzes. Sofern es dem Bundesamtsentscheider ohne weiteres möglich ist, ein in der Sache jedenfalls unbegründetes Asylbegehren im Hinblick auf das eindeutige Vorliegen einer der Fallgruppen des § 30 Abs. 3 AsylVfG als offensichtlich unbegründet abzulehnen, ist er nicht verpflichtet, weitere Ermittlungen anzustellen, um eine materielle Offensichtlichkeitsentscheidung rechtfertigen zu können. Diese Verfahrenserleichterung, die aus der Verfahrenbeschleunigung ihre Rechtfertigung zieht, bringt jedoch Probleme mit dem Versagungsgrund mit sich, da je nach Vorgehensweise des Einzelentscheiders die Sperrwirkung eintritt oder ausbleibt.

Darüber hinaus ist das Bundesamt nicht verpflichtet, zusätzliche Ermittlungen anzustellen, um das Vorliegen der einzelnen Tatbestände des § 30 Abs. 3 AsylVfG zu überprüfen. Es liefe dem Beschleunigungszweck zuwider, wenn das Bundesamt zu umfangreichen, zeit- und kostenintensiven Ermittlungen verpflichtet wäre und deshalb die sofortige Abweisung eines Asylantrags als (schlicht) unbegründet unterbleiben müsste. Dies bedeutet aber zugleich, dass gleichgelagerte Sachverhalte ausländerrechtlich unterschiedlich behandelt werden, je nachdem, ob der Einzelentscheider den Ermittlungsaufwand, den die Kriterien des § 30 Abs. 3 AsylVfG mit sich bringen, auf sich genommen hat oder nicht.

§ 30 Abs. 3 AsylVfG ein Rechtfertigungsgrund für ausländerrechtliche Sanktionen?

An der Fallgruppe des § 30 Abs. 3 Nr. 1 AsylVfG wird erkennbar, dass der Gesetzgeber bei Einführung des neuen Versagungsgrundes die Bedeutung der Regelbeispiele verkannt hat. Die Bestimmung knüpft an die Verletzung von Mitwirkungsobliegenheiten des Asylsuchenden an, zu denen es gehört, das eigene Verfolgungsschicksal vollständig und wahrheitsgetreu darzulegen. Dabei hat die Vorschrift die Funktion eines Auffangtatbestandes, da in Fällen, in denen sich das Verfolgungsschicksal als insgesamt unglaubhaft, widersprüchlich oder unsubstantiiert darstellt, die Ablehnung des Asylantrages als offensichtlich unbegründet unmittelbar auf § 30 Abs. 1 AsylVfG beruht.

Ein eigenständiger Anwendungsbereich kommt der Bestimmung im Hinblick auf die Generalklausel des § 30 Abs. 1 AsylVfG nur in Fällen zu, in denen nicht bereits aufgrund der allgemeinen Kriterien von einem offensichtlich unbegründeten Asylantrag ausgegangen werden kann. Indem die Bestimmung nicht voraussetzt, dass das Asylvorbringen insgesamt, sondern nur in wesentlichen Punkten widersprüchlich oder unsubstantiiert sein muss, scheint der Gesetzgeber einen eigenständigen Anwendungsbereich im Vorfeld der Ablehnung als offensichtlich unbegründet nach § 30 Abs. 1 AsylVfG bestimmen zu wollen.

Ein der Generalklausel vorgelagerter Anwendungsbereich würde jedoch eine Rechtfertigung voraussetzen, warum hinter den vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten inhaltlichen Voraussetzungen für ein Offensichtlichkeitsurteil zurückgeblieben werden darf. Rechtfertigungsgrund könnte die Sanktionierung missbräuchlicher Verhaltensweisen des Asylsuchenden bilden. Ein derartiger Sanktionscharakter kommt aber weder im Wortlaut des § 30 Abs. 3 Nr. 1 AsylVfG noch in der Gesetzesbegründung hinreichend eindeutig zum Ausdruck. Die Gesetzesmaterialien zur Neueinführung des Absatzes 3 sprechen vielmehr für einen weitgehend deckungsgleichen Anwendungsbereich des § 30 Abs. 3 Nr. 1 AsylVfG mit dem der Generalklausel. Denn dort findet sich nachfolgende Gesetzesbegründung: „Im allgemeinen ist der Asylantrag in den Fällen der Nummer 1 – entsprechend der bisherigen verwaltungsgerichtlichen Spruchpraxis – bereits offensichtlich unbegründet im Sinne des Absatzes 1, wenn dem Bundesamt keine Tatsachen bekannt sind, die eine andere Annahme rechtfertigen.“ Insoweit stellt diese Bestimmung im Grunde nur eine spezielle Ausformung und Präzisierung des § 30 Abs. 1 dar.

Ist aber der Anwendungsbereich des § 30 Abs. 3 Nr. 1 AsylVfG mit dem der Generalklausel des § 30 Abs. 1 AsylVfG weitgehend deckungsgleich, spricht vieles dafür, die Regelung als spezielle Ausformung und Präzisierung des § 30 Abs. 1 AsylVfG anzusehen, die lediglich im Gesetz systematisch unrichtig eingeordnet wurde(vgl. Stumpe, in: Hailbronner, Ausländerrecht, § 30, Rdnr. 47). Damit steht aber zugleich fest, dass ein Grund für eine ausländerrechtliche Sanktionierung durch die in § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG enthaltene Sperrwirkung jedenfalls für Fälle des § 30 Abs. 3 Nr. 1 AsylVfG nicht ersichtlich ist. 
Warum ein Asylbewerber, der keinerlei Asylgründe geltend machen kann, gegenüber demjenigen, der zumindest ansatzweise Verfolgungsgründe vorgetragen hat, ausländerrechtlich besser gestellt werden soll, ist nicht nachvollziehbar. Die Sperrwirkung des § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG sollte insgesamt – zumindest aber der Verweis auf § 30 Abs. 3 Nr. 1 AsylVfG – aus dem Gesetz gestrichen werden.
Dr. Dienelt
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